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Aus der Rechtsberatung – Unverheiratete Paare: Was muss geregelt werden?

Vorsorge ist besser als Nachsorge

In jüngster Zeit werden wir in der Rechtsberatung vermehrt mit Fragen zum Thema  

«Lebenspartnerschaft/Konkubinat» konfrontiert. Wie können wir unser Zusammenleben  

regeln? Was können wir für eine allfällige Trennung vorkehren? Sollen wir uns gegenseitig 

eine Vollmacht erteilen? Was müssen wir regeln, für den Fall, dass der eine Partner  

urteilsunfähig wird oder dass medizinische Entscheidungen getroffen werden müssen?  

Wie können wir uns im Todesfall erbrechtlich oder anderweitig begünstigen? In diesem  

Beitrag sollen diese und weitere Fragen beantwortet werden.

1. Einleitung

Das Zusammen-

leben ohne Trau-

schein entspricht 

einer zunehmen-

den Tendenz: Im 

Jahr 2012 lebten in 

der Schweiz 16% 

aller Paare unver-

heiratet zusammen. Dabei lebt der überwiegende 

Teil der Paare anfänglich in einer Konsensualpart-

nerschaft, die meist in eine Heirat mündet, sobald 

die Familiengründung geplant ist (Statistischer 

Sozialbericht Schweiz 2015).

Während für die «klassischen Modelle» der Ehe 

bzw. der eingetragene Partnerschaft (für gleich-

geschlechtliche Paare) gesetzliche Bestimmungen 

bestehen, die Regeln für das Zusammenleben, 

eine Trennung, die gegenseitige Vertretung, die 

Absicherung im Todesfall und weitere Situationen 

aufstellen, wird das sog. Konkubinat im Gesetz 

nicht oder nur sehr rudimentär geregelt. Unverhei-

ratete Paare müssen deshalb selber aktiv werden.

2. Konkubinatsvertrag

Ob Paare einen Konkubinatsvertrag abschliessen 

und was sie darin regeln sollen, hängt ganz von 

der individuellen Situation ab. Für Paare mit Kin-

dern oder gemeinsamem Wohneigentum ist eine 

vertragliche Regelung sicherlich sinnvoll, während 

dies bei wirtschaftlich in etwa gleich starken Part-

nern ohne Kinder, die in einer Mietwohnung leben, 

nicht zwingend erforderlich ist.

In einem Konkubinatsvertrag können beispielswei-

se folgende Punkte geregelt werden:

– Haushaltskosten: Es wird definiert, welche 

Kosten gemeinsam bezahlt werden und wel-

che Ausgaben jeder selber begleichen muss. 

Die gemeinsamen Kosten werden nach einem 

bestimmten Schlüssel – z.B. im Verhältnis zum 

jeweiligen Einkommen – verteilt. Die Kosten 

können monatlich abgerechnet oder ab einem 

gemeinsamen Haushaltskonto, auf welches bei-

de Parteien monatlich oder quartalsweise einen 

bestimmten Betrag einbezahlen, beglichen wer-

den. Bei einem gemeinsamen Konto empfiehlt 

es sich, für eine allfällige Trennung zu vereinba-

ren, in welchem Verhältnis ein positiver Saldo 

aufgeteilt wird.

– Inventar: In zwei separaten, regelmässig aktuali-

sierten Inventarslisten werden die Gegenstände 

aufgeführt, welche im Alleineigentum des je-

weiligen Partners stehen; insbesondere sollten 

auch grössere Investitionen des einen Partners 

in die Liegenschaft des anderen Partners unbe-

dingt schriftlich dokumentiert werden. So kann 

späterem Streit im Falle einer Trennung vorge-

beugt werden. Die Aufstellung eines Inventars 

ist auch dann sinnvoll, wenn kein Konkubinats-

vertrag geschlossen wird.

– Wohnung: Unter diesem Punkt kann unter an-

derem geregelt werden, wer für Mieterschäden 

haftet, wem die Mietzinskaution zusteht, wer im 

Trennungsfall das Vorrecht auf die Wohnung hat, 

was für Kündigungsfristen beim Auszug einer 

Partei gelten.
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– Beistandspflicht: Im Gegensatz zur Ehe besteht 

bei einem Konkubinat im Falle einer Trennung 

kein gesetzlicher Anspruch auf Unterhaltsbei-

träge. Hat sich ein Partner hauptsächlich um die 

Kinderbetreuung, den Haushalt oder die Kran-

kenpflege des anderen Partners gekümmert, 

kann dies zu ungerechten Folgen führen. Im 

Konkubinatsvertrag können die Parteien deshalb 

festhalten, dass in einem solchen Fall der wirt-

schaftlich Stärkere dem anderen – zumindest 

während einer gewissen Übergangsfrist – unter 

vereinbarten Voraussetzungen Unterhaltszah-

lungen leisten muss.

– Beteiligung am wirtschaftlichen Erfolg des an-

deren: Anders als bei einer Ehescheidung, bei 

welcher das gemeinsam angesparte Vermögen 

in der Regel hälftig aufgeteilt wird, ist dies bei 

einer Lebenspartnerschaft gesetzlich nicht vor-
gesehen. Die Partner können aber, wenn dies 

gewünscht wird, eine solche Aufteilung der ge-

meinsamen Ersparnisse vertraglich regeln.

Eine notarielle Beglaubigung der Unterschriften 

auf dem Konkubinatsvertrag ist gesetzlich nicht 

zwingen, kann aber in gewissen Situationen Sinn 

machen.

3. Vollmachten

Manchmal ist man nicht in der Lage, eine be-

stimmte Handlung persönlich vorzunehmen – bei-

spielsweise wegen Auslandsabwesenheit oder 

Spitalaufenthalt. Für solche Situationen können 

sich Lebenspartner gegenseitig eine Vollmacht 
erteilen, womit sie sich zur Vertretung des jeweils 

anderen ermächtigen. Der Vollmachtnehmer kann 

dann z.B. im Namen und auf Rechnung des Voll-

machtgebers Verträge abschliessen, aus welchen 

der Vertretene und nicht der Vertreter berechtigt 

und verpflichtet wird. So kann die Bewältigung all-

täglicher Probleme sehr erleichtert werden.

Der Umfang einer Vollmacht beurteilt sich nach ih-

rem Inhalt. Grundsätzlich unterscheidet man zwei 

Arten:

– Generalvollmacht: Mit einer Generalvollmacht 

ernennt man seinen Partner zum Generalbevoll-

mächtigten in allen Angelegenheiten, in denen 

eine rechtsgeschäftliche Vertretung möglich ist. 

Damit kann der Bevollmächtigte den Vollmacht-

geber gegenüber allen Behörden, Gerichten und 
Privatpersonen rechtsgültig vertreten und alle 

erforderlichen Rechtshandlungen vornehmen.

– Spezialvollmacht: Bei einer Spezialvollmacht 

sind die Rechtshandlungen, die der Bevoll-

mächtigte vornehmen kann, in der Vollmacht 

abschliessend aufgeführt. Die Vollmacht kann 

sich z.B. darauf beschränken, die Post zu öffnen 

oder laufende Rechnungen ab einem bestimm-

ten Bankkonto zu bezahlen.

Eine Vollmacht kann jederzeit beschränkt oder 

widerrufen werden und erlischt, wenn der Voll-
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machtgeber handlungsunfähig wird oder stirbt, es 

sei denn, es wird in der Vollmacht das Gegenteilt 

bestimmt.

Viele Banken akzeptieren nur Vollmachten, die 

mittels eines bankeigenen Formulars erteilt wur-

den. In diesen Bankvollmachten ist oft zu lesen, 

dass sie auch über den Tod des Vollmachtge-

bers hinaus gelten. Dies ist irreführend, denn eine 

Bank darf nach dem Ableben eines Kunden zwar 

weiterhin Geld an Bevollmächtigte auszahlen, ist 

dazu aber nicht verpflichtet und tut es in der Regel 

auch nicht (ausser offene Rechnungen im bisheri-

gen Rahmen wie etwa für Wohnungsmiete, Strom, 
Telefon oder Krankenkasse und Rechnungen für 

Arzt, Spital und Spitex sowie für die Beerdigung). 

Damit der Partner beim Tod des anderen finanziell 

handlungsfähig bleibt, empfiehlt es sich deshalb, 
dass jeder Partner zum allenfalls bestehenden ge-

meinsamen Konto ein eigenes Bankkonto eröffnet.

Wir empfehlen ausdrücklich, die Unterschrift auf 

einer Vollmacht notariell beglaubigen zu lassen, 

um späterem Zweifel an der Echtheit der Unter-

schrift vorzubeugen.

4. Vorsorgeauftrag

Am 1. Januar 2013 ist das neue Erwachsenen-

schutzrecht (Art. 360 ff. ZGB) in Kraft getreten. Ein 

wichtiges Ziel der Gesetzesrevision war es, das 

Selbstbestimmungsrecht zu stärken. Auf Bundese-

bene wurde deshalb das Rechtsinstitut des Vor-

sorgeauftrages im Gesetz verankert.

Mit dem Vorsorgeauftrag kann ein Partner den an-

deren oder einen Dritten beauftragen, für ihn zu 
handeln, wenn er später urteilsunfähig werden 

sollte. Ein umfassender Vorsorgeauftrag legt fest, 

wer sich im Fall der Urteilsunfähigkeit des Auf-

traggebers um seine Personensorge (persönliche, 

pflegerische und medizinische Betreuung), um sei-

ne finanziellen Angelegenheiten und um seine Ver-

tretung im Rechtsverkehr kümmern soll. Der Vor-

sorgeauftrag kann sich aber auch auf bestimmte 

Bereiche beschränken. Der Auftrag kann beispiels-

weise umfassen: Sicherstellung eines geordneten 

Alltags, Veranlassung aller für die Gesundheit des 

Auftraggebers notwendigen Massnahmen, Vermö-

gensverwaltung, Verwaltung von Grundeigentum, 

Vornahme von Prozesshandlungen, Abwicklung 

von Geschäften mit Behörden, Öffnung der Post 

etc. Im Vorsorgeauftrag können dem Auftragneh-

mer auch Weisungen erteilt werden.

Die im Vorsorgeauftrag bezeichnete Person ist 

nicht verpflichtet, den Auftrag anzunehmen. Für 

diesen Fall empfiehlt es sich, einen Ersatz zu be-

stimmen. Ausserdem sollte im Vorsorgeauftrag 

auch die Entschädigung des Auftragnehmers ge-

regelt werden. Der Hinterlegungsort des Vorsor-

geauftrages kann beim Zivilstandsamt registriert 
werden. Erfährt die Erwachsenenschutzbehörde, 

dass eine Person urteilsunfähig geworden ist, so 

erkundigt sie sich beim Zivilstandsamt über das 

Vorliegen eines Vorsorgeauftrags. Liegt ein Vor-

sorgeauftrag vor, so prüft die Erwachsenenschutz-

behörde, ob er gültig ist. Anschliessend händigt 

sie dem Auftragnehmer eine Urkunde aus, mit 

dem er seine Befugnisse gegenüber Behörden 

oder Privaten (Banken, Post etc.) beweisen kann.

Die Errichtung eines Vorsorgeauftrags ist ein Ent-

scheid von grosser Tragweite und muss deshalb 
entweder eigenhändig errichtet oder öffentlich 

beurkundet werden. Bei der eigenhändigen Er-

richtung muss der gesamte Text von Anfang bis 

Ende von Hand niedergeschrieben, datiert und un-

terzeichnet werden. Eine öffentliche Beurkundung 

erfolgt bei einem Notar, was den Vorteil hat, dass 

man eine professionelle Beratung erhält, die For-

mulierungen rechtlich korrekt sind, der Notar die 
Identität und die Urteilsfähigkeit des Auftraggebers 

verifiziert und auf Wunsch die Originalurkunde si-

cher bei sich aufbewahrt. Allerdings ist eine öffent-

liche Beurkundung durch einen Notar mit Kosten 

verbunden.
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5. Patientenverfügung und Entbindung vom  

Arztgeheimnis

Mit einer Patientenverfügung kann eine urteils-

fähige Person festlegen, welchen medizinischen 

Massnahmen sie im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit 

zustimmt oder nicht zustimmt. Ebenfalls kann sie 

eine natürliche Person (z.B. den Lebenspartner) 

bezeichnen, die im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit mit 

dem behandelnden Arzt die medizinischen Mass-

nahmen besprechen und in ihrem Namen ent-

scheiden soll. Sie kann dieser Person Weisungen 

erteilen.

Eine Patientenverfügung ist schriftlich zu errichten, 

zu datieren und zu unterschreiben. Gute Vorlagen 

von Patientenverfügungen finden Sie beispiels-

weise auf der Homepage der «Verbindung der 

Schweizer Ärztinnen und Ärzte (FMH)» unter www.

fmh.ch/service/patientenverfuegung.html. Die Pa-

tientenverfügung kann auf der Versichertenkarte 

elektronisch gespeichert werden, sollte zusätzlich 

aber auch bei der Vertrauensperson und/oder 

dem Hausarzt hinterlegt werden; auch ein Hinweis 

im Portemonnaie ist sinnvoll.

Aufgrund des ärztlichen Berufsgeheimnisses kann 

es sein, dass man keine Informationen zum Ge-

sundheitszustand des Lebenspartners erhält, wenn 

dieser beispielsweise bewusstlos ist. Es empfiehlt 

sich deshalb, die Ärzte und Pflegefachpersonen 

dem Partner gegenüber von der Schweigepflicht 

zu entbinden, ihm die Einsicht in seine Kranken-

geschichte zu gestatten und ihm ein Besuchsrecht 

einzuräumen. Wir empfehlen, die Unterschrift auf 

der Schweigepflichtentbindungserklärung durch 

einen Notar zu beglaubigen, um Zweifel an der 

Echtheit der Unterschrift zu vermeiden.

6. Testament und Erb(verzichts)vertrag

Nach schweizerischem Recht erbt der Lebenspart-

ner nichts! Man muss deshalb selber tätig werden 

und rechtzeitig ein Testament verfassen oder ei-

nen Erbvertrag abschliessen, wenn man sich (ge-

genseitig) begünstigen möchte. Dabei kann es zu 

Problemen mit Pflichtteilsansprüchen von Ehegat-
ten, Nachkommen (auch Grosskindern) oder Eltern 

kommen, welche die Verfügungsfreiheit erheblich 

einschränken können. Beispielsweise beträgt der 

Pflichtteil von Nachkommen eines unverheirateten 
Erblassers drei Viertel der gesamten Erbschaft, 

so dass dem Lebenspartner nur eine verfügbare 

Quote von einem Viertel zugewendet werden kann. 

Nach unserer Erfahrung sind aber insbesondere 

die Eltern oft bereit, zu Gunsten des überlebenden 

Partners mittels Erbvertrag auf ihren Pflichtteil zu 

verzichten. Ist ein Erbverzicht nicht möglich – weil 

die Pflichtteilserben zu einem Verzicht nicht be-

reit, noch nicht volljährig oder aus gesundheitli-

chen Gründen dazu nicht in der Lage sind – bleibt 
einzig die Möglichkeit, die Pflichtteilserben auf den 

Pflichtteil zu setzen und die frei verfügbare Quote 

dem Lebenspartner zuzuwenden.
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Mit einer sog. Teilungsvorschrift kann dem Partner 

das Recht eingeräumt werden, auf Anrechnung an 

seinen Erbteil diejenigen Vermögenswerte aus 

der Erbschaft zu übernehmen, die er haben will 

und die anderen Erben in bar auszubezahlen. In 

einem Testament/Erbvertrag kann schliesslich 

ein Willensvollstrecker bestimmt werden, der die 

Aufgabe hat, den Willen des Erblassers zu ver-

treten, die Erbschaft zu verwalten, die Schulden 
des Erblassers zu bezahlen, die Vermächtnisse 

auszurichten und die Erbteilung auszuführen. Vor 

allem, wenn Streit unter den Erben zu erwarten ist, 

kann dies sinnvoll sein.

Ein Testament muss entweder mit öffentlicher 

Beurkundung oder eigenhändig errichtet werden. 

Eigenhändig bedeutet, dass es vom Erblasser von 

Anfang bis zu Ende von Hand niedergeschrieben 

werden muss – bitte das Datum und die Unter-
schrift nicht vergessen. Während ein Testament 

jederzeit geändert oder aufgehoben werden kann, 

ist dies beim Erbvertrag nur in gegenseitigem Ein-

vernehmen aller am Erbvertrag beteiligten Partei-
en möglich. Ausserdem muss ein Erbvertrag zwin-

gend vor einem Notar errichtet werden.

Während im Kanton Solothurn Ehegatten und 

Nachkommen von der Erbschaftssteuer befreit 

sind, fallen Konkubinatspaare in die höchste Steu-

erklasse 5. Dies entspricht einem Steuersatz von 

bis zu 36%. Dasselbe gilt für die Schenkungssteuer.

7. Pensionskasse

Per 1. Januar 2012 hat die Pensionskasse Kanton 

Solothurn (PKSO) eine Lebenspartnerrente einge-

führt. Diese beträgt 70% der Altersrente der versi-

cherten Person.

Beim Tod der versicherten Person hat der über-
lebende Lebenspartner Anspruch auf eine Le-

benspartnerrente, wenn er keine Hinterlassenen-

leistungen einer Vorsorgeeinrichtung bezieht und

– das 45. Altersjahr vollendet hat und mit der 

verstorbenen Person mindestens in den letzten 

fünf Jahren vor dem Tod ununterbrochen eine 

Lebenspartnerschaft geführt hat; oder 

– für den Unterhalt mindestens eines gemeinsa-

men Kindes aufkommen muss, das Anspruch 

auf eine Waisenrente hat. 

Stirbt die versicherte Person nach Vollendung des 

ordentlichen AHV-Alters, besteht nur dann ein An-

spruch auf eine Lebenspartnerrente, wenn die Le-

bensgemeinschaft bis zur Erreichung des ordent-

lichen AHV-Alters fünf Jahre gedauert und danach 

ununterbrochen weiter angedauert hat.

Unbedingt beachten: Der Anspruch auf eine Le-

benspartnerrente besteht nur, wenn die Le-

benspartnerschaft der PKSO mit ihrem offiziellen 

Formular (https://pkso.so.ch/) zu Lebzeiten der 

beiden Partner, spätestens bis zur Vollendung des 

60. Altersjahres der versicherten Person, schrift-

lich gemeldet worden ist! Diese von beiden Le-

benspartnern unterzeichnete Anmeldung ist der 

PKSO im Original zuzustellen.

8. 3. Säule

Die gesetzliche Begünstigungsordnung für Vermö-

gen der 3. Säule weicht vom «normalen» Erbrecht 

ab. Es gilt die folgende Reihenfolge: 1. der überle-

bende Ehegatte; 2. die direkten Nachkommen so-

wie (unter nachfolgenden Voraussetzungen) der 

Lebenspartner; 3. die Eltern; 4. die Geschwister; 5. 

die übrigen Erben.

Der Vorsorgenehmer hat das Recht, mittels schrift-

licher Mitteilung an die Vorsorgestiftung eine oder 

mehrere begünstigte Personen unter den im zwei-

ten Rang genannten Begünstigen zu bezeichnen 

und deren Ansprüche näher zu bestimmen. Mit 

anderen Worten: Sofern man nicht verheiratet ist, 

kann man anordnen, dass im Todesfall das ge-
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StPV-Geschäftsleitung

Sitzungsdaten 2016

Mittwoch, 27. Januar 2016, 17.00 Uhr 
Dienstag, 23. Februar 2016, 17.00 Uhr 
Dienstag, 29. März 2016, 17.00 Uhr 
Dienstag, 26. April 2016, 17.00 Uhr 
Montag, 23. Mai 2016, 17.00 Uhr 
Dienstag, 21. Juni 2016, 17.00 Uhr 
Dienstag, 23. August 2016, 17.00 Uhr 
Donnerstag, 22. September 2016, 17.00 Uhr 
Donnerstag, 27. Oktober 2016, 17.00 Uhr 
Donnerstag, 24. November 2016, 17.00 Uhr
Dienstag, 20. Dezember 2016, 17.00 Uhr

Abgeordnetenversammlung: Freitag, 1. April 2016
Pensionierten-Essen: Freitag, 9. September 2016

Sessionen: 29.02.–18.03., 30.05.–17.06., 12.09.–30.09., 28.11.–16.12.2016
Schulferien: 08.02.–19.02.2016, 11.04.–22.04.2016, 11.07.–12.08.2016,  
3.10.–21.10.2016, 26.12.2016–06.01.2017

samtes 3. Säule-Vermögen nicht an die Nachkom-

men, sondern an den Lebenspartner geht, sofern 

eine der folgenden drei Voraussetzungen erfüllt ist:

a. der Lebenspartner wurde vom Verstorbenen in 

erheblichem Masse unterstützt;

b. der Lebenspartner muss für den Unterhalt ei-

nes gemeinsamen Kindes aufkommen;

c. zum Todeszeitpunkt bestand die Lebensge-

meinschaft seit mindestens fünf Jahren.

Sind Pflichtteilserben vorhanden, sind allerdings 

die Todesfallleistungen aus der Säule 3a für die 

Berechnung der Pflichtteile der Kinder (oder allen-

falls Eltern) trotzdem relevant.

Die Banken stellen in der Regel auf ihrer Home-
page ein eigenes Formular zur Verfügung, mit 

welchem man die Begünstigtenordnung einfach 

ändern kann.

9. Fazit

Wenn Sie als (noch) unverheiratetes Paar zusam-

menleben und dafür verbindliche Regeln aufstellen, 

sich gegenseitig absichern oder sich bestimmte 

Rechte (und Pflichten) einräumen möchten, müs-

sen Sie selber aktiv werden! Da die Ausgangslage 

bei jedem Paar unterschiedlich ist – Lebensalter, 

Kinder, Vermögenssituation, Wohneigentum etc. – 

muss jeder Fall individuell beurteilt werden.

Da Ihre Entscheidungen erhebliche persönliche 

und finanzielle Auswirkungen haben können, emp-

fehlen wir unseren Mitgliedern, sich im Rahmen 

der unentgeltlichen Rechtsberatung beim Sekretär 

oder der Vizepräsidentin des Staatspersonalver-

bands beraten zu lassen. Sie haben die unentgelt-

liche Rechtsberatung im Umfange von 3 Stunden 

jährlich zu Gute!� 


